Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudksache Nr. 2505 


Anfrage Nr. 202 

der Fraktion der FDP 


bclr. Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes. 


Die schwerbeschädigten Opfer des Krieges sind im zunehmenden 
Maße beunruhigt durch die schleppende Durchführung des Bundes- 
versorgungsgesetzes vom 20. Dezember 1950 durch die Länder. Die 
Bundesregierung wird daher um Auskunft gebeten, in welchem 
Umfange die Umstellung der Kriegsbeschädigten- und Hinterblie- 
benenrenten sowie die Neubewilligung von Renten nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz durch geführt ist, und zwar getrennt nach : 

1. Renten für Sch erbeschädigte mit einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um 50 vom Hundert und mehr getrennt nach Emp- 
fängern von Grund- und Ausgleichsrente und Empfängern von 
nur Grundrente, 

2. Renten für Schwerbeschädigte mit einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit unter 50 vom Hundert, 

3. Hinterbliebenenrenten. 

Die Bundesregierung wird weiter am Auskunft gebeten, in welchem 
Umfange die Länder die Mittel zur Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes bereits abgerufen haben. 


Bonn, den 14. Juli 1951 


Dr. Mende Langer 

Dr. Sdiäfer und Fraktion 
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